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Fünfundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1962 
(Beschleunigung — 2. Teil) 

nebst Begründung. 

Die Verordnung ist am 29. Juni 1962 im Bundesgesetzblatt 
Teil II S. 840 verkündet worden. 
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gleichzeitig übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Fünfundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1962 
(Beschleunigung — 2. Teil) 

Vom 27, Juni 1962 


Auf Grund des § 77 Abs. 2 und Abs. 3 Nr. 2 Buch- 
stabe a des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 737) verordnet die Bundesregierung: 

§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1962 (Bundesgesetzbl. 1961 II 
S. 1683) in der zur Zeit geltenden Fassung erhält 
mit Wirkung vom 1. Juli 1962 die aus der Anlage 
ersichtliche Fassung. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am fünften Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 27. Juni 1962 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Starke 
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Begründung 


I. 

Die Europäische Zollunion — 

Der Beschleunigungsbeschluß 

(1) Nach dem Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG-Vertrag) 
wird in einer Übergangszeit von 12 Jahren der Ge- 
meinsame Markt errichtet. Der Kern des Gemein- 
samen Marktes ist die Europäische Zollunion. Zu 
ihrer Verwirklichung hat der EWG-Vertrag einen 
Zeitplan aufgestellt, nach dem die Binnenzölle abge- 
baut und die Außenzölle an die Zollsätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs der EWG angepaßt werden. 
Der Abbau der Binnenzölle und die Anpassung der 
Außenzölle an die Zollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs der EWG sind zeitlich und umfangmäßig auf- 
einander abgestimmt (Hinweis auf Anlage 1 — 
Schaubild 1). 

(2) Der EWG-Vertrag gestattet, die Binnenzölle 
schneller als vorgesehen abzubauen und die Außen- 
zölle rascher als vorgeschrieben anzupassen (Hin- 
weis auf Artikel 15 und Artikel 24 EWG-Vertrag). 
Der EWG-Vertrag hat die Kommission der EWG 
verpflichtet, an die Mitgliedstaaten Empfehlungen 
zur beschleunigten Verwirklichung der Vertrags- 
ziele zu richten, wenn die allgemeine Wirtschafts- 
lage oder die Lage eines bestimmten Wirtschafts- 
zweiges dies rechtfertigt. Die Kommission der EWG 
hat am 26. Februar i960 „Empfehlungen zur Be- 
schleunigung der Zeitfolge des Vertrages" vorge- 
legt, auf deren Grundlage die im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten am 
12. Mai 1960 einstimmig die „beschleunigte Ver- 
wirklichung der Vertragsziele" beschlossen haben 
(Hinweis auf Anlage 2 — Beschleunigungsbeschluß). 

(3) Die nach dem Beschleunigungsbeschluß zum 
1. Januar 1961 durchzuführenden Maßnahmen hat 
die Bundesrepublik im Deutschen Zolltarif 1961 ver- 
wirklicht. Die am 1. Januar 1962 fälligen Verpflich- 
tungen des Beschleunigungsbeschlusses sind von der 
Bundesrepublik durch den Deutschen Zolltarif 1962 
erfüllt worden. 

(4) Der Beschleunigungsbeschluß sah vor, daß der 
Ministerrat der EWG vor dem 30. Juni 1961 ent- 
sd\eidet, ob zum 1. Januar 1962 „in Anbetracht der 
Wirtschaftskonjunktur eine zusätzliche Herabset- 
zung" der Binnenzölle um 10 v. H. möglich ist (Hin- 
weis auf Anlage 2 — Artikel 1 Ziffer 1 Abs. 2 
Satz 2). Der Beschluß über diese zusätzliche Herab- 
setzung kam weder im Juni noch im Dezember 1961 
zustande. Erst am 15. Mai 1962 haben die im Rat 
vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten der EWG die „zusätzliche Beschleunigung" 
beschlossen (Hinweise auf die Anlage 3 — zusätz- 
licher Beschleunigungsbeschluß). Danach verpflichten 
sich die Regierungen der Mitgliedstaaten 

a) mit Wirkung vom 1. Juli 1962 die Binnen-Zoll- 
sätze für Waren der gewerblichen Wirtschaft um 


weitere 10 v. H. der Ausgangszölle zu senken, 
d. h. auf 50 v. H. der Ausgangszölle herabzuset- 
zen (Hinweis auf Artikel 1 Ziffer 1); 

b) mit Wirkung vom 1. Juli 1962 die Binnen-Zoll- 
sätze für die in der Anlage zum zusätzlichen 
Beschleunigungsbeschluß aufgeführten Waren 
der Agrarwirtschaft um weitere 5 v. H. zu sen- 
ken. Die Binnen-Zollsätze dieser Waren liegen 
demnach um 35 v. H. unter den Ausgangszöllen 
(Hinweis auf Artikel 1 Ziffer 2); 

c) die zweite Anpassung der Außenzölle für Waren 
der gewerblichen Wirtschaft an die Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs der EWG zum 1. Juli 
1963 vorzunehmen (Hinweis auf Artikel 2). 

11. 

Der Deutsche Zolltarif 1962/11 

1. Die Binnenzölle der gewerblichen Wirtschaft 

(1) Der zusätzliche Beschleunigungsbeschluß vom 
15. Mai 1962 bestimmt, daß für die Waren der ge- 
werblichen Wirtschaft zum 1. Juli 1962 die Binnen- 
zölle um weitere lOv. H. gesenkt werden, so daß 
ihre Ausgangszöllo um insgesamt 50 v. H. abzu- 
bauen sind. 

(2) Für die gewerbliche Wirtschaft sind demnach 
im Deutschen Zolltarif 1962 die Binnenzölle auf 
50 V. H. der Ausgangszölle festgesetzt worden. Die 
gewerbliche Wirtschaft hat damit am 1. Juli 1962 die 
Hälfte des Weges zur Verwirklichung der Euro- 
päischen Zoll-Union zurückgelegt (Hinweis auf die 
Anlage 1 — Schaubild 1). 

2. Die Binnenzölle der Agrarwirtschaft 

(1) Die Binnenzölle für die in der Anlage zum zu- 
sätzlichen Beschleunigungsbeschluß aufgeführten 
Waren der Agrarwirtschaft sind weitere 5 v. H. — 
insgesamt also auf 65 v. H. — der Ausgangszölle zu 
senken, sofern diese Zollhöhe nicht bereits erreicht 
ist (Hinweis auf die Anlage 3 — zusätzlicher Be- 
schleunigungsbeschluß — Anlage). Die vorgenannte 
Anlage führt die in der Bundesrepublik liberalisierten 
Waren der Agrarwirtschaft auf, ausgenommen die 
Waren der Kapitel 4, 5, 7, 8, 15, 17 und 20. Nicht 
aufgeführt sind auch die Waren, die durch die 19. bis 
22. Verordnung der Kommission der EWG über die 
schrittweise Errichtung einer Gemeinsamen Markt- 
organisation berührt werden (z. B. Getreide, 
Schweinefleisch usw.). 

(2) Kleesamen und Grassamen der Tarifnr. 12.03 
werden — dem Wunsche des Deutschen Bundes- 
tages Rechnung tragend — von der zusätzlichen Be- 
schleunigung nicht erfaßt( Tarifstellen 12.03 -B- fi- 
el - 2 und 4 sowie 12.03 - B - II - b - 2 und 3). 
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(3) Die Binnen-Zolisätze für Waren der Agrar- 
wirtschaft, die nicht in der Anlage zum zusätzlichen 
Beschieunigungsbeschluß aufgeführt sind, werden 
nicht geändert. 

3. Die Umbenennung des Deutschen Zolltarifs 1962 

Mit der Durchführung der oben dargestellten zoll- 
tariflichen Maßnahmen erhält der Deutsche Zolltarif 
1962 die ab 1. Juli 1962 geltende Fassung. Die Neu- 
fassung erhält die Kurzbezeichnung „Deutscher Zoll- 
tarif 1962/11“. 

4. Die Außen-Zollsätze 

(1) Die Außenzölle im Deutschen Zolltarif 1962 er- 
fahren zum 1. Juli 1962 keine Änderung. 

(2) Die Außen-Zollsätze für die Waren der ge- 
werblichen Wirtschaft werden am 1. Juli 1963 den 
Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG 
zum zweitenmal angepaßt (Hinweis auf Anlage 3 
— Zusätzlicher Beschleunigungsbeschluß — Arti- 
kel 2 — Hinweis auf Art. 23 Abs. 1 Buchstabe c 
EWG-Vertrag). Diese 2. Anpassung wäre nach dem 
Vertragsrythmus erst zum Ende der 2. Stufe, d. i. 
zum 1. Januar 1966 durchzuführen. Die Beschleuni- 
gung bringt demnach für die Gewerbliche Wirtschaft 
in der Verwirklichung der Europäischen Zoll-Union 
einen Vorsprung von Jahren (Hinweis auf An- 
lage 4 — Schaubild 2). 


5. Das Zolltarifschema 

(1) Der Deutsche Zolltarif 1962/11 hat grundsätzlich 
das Zolltarif Schema des Deutschen Zolltarifs 1962 
beibehalten. 

(2) Aus Gründen der Textbereinigungen wurden 
die am 30. Juni 1962 ausgelaufenen Bestimmungen 
gestrichen. 

6. Die Zollsätze 

Im Deutschen Zolltarif 1962/11 stehen die Binnen- 
Zollsätze in Spalte 3, die Außen-Zollsätze in 
Spalte 4. Beim Abbau der Binnen-Zolisätze ist von 
den Ausgangs-Zollsätzen (1. Januar 1957) ausgegan- 
gen worden. Die bei der Berechnung der Binnen- 
Zolisätze sich ergebenden Bruchteile wurden ge- 
rundet. Hierfür wurden Abrundungs-Regeln aufge- 
stellt (Anlage 5). 

III. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung der 25. Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1962 (Beschleunigung — 2. Teil) 
nicht mit Kosten belastet. 
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Anlage 1 Schaubfidl 
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Anlage 2 


EUROPÄISCHE 

WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
Der Rat 


Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
beschleunigte Verwirklichung der Vertragsziele 


Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft haben — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Empfehlung der Kommission — 
folgenden Beschluß gefaßt: 


I. 

Artikel 1 

1. Unbeschadet der Durchführung der Zollherab- 
setzungen nach Artikel 14 des Vertrags setzen die 
Mitgliedstaaten ab 1. Juli 1960 untereinander für 
jede Ware einen Zollsatz in Kraft, der um 30 Vo un- 
ter dem Ausgangszollsatz liegt. 

Die am 31. Dezember 1961 fällige Zollsenkung 
beläuft sich gemäß Artikel 14 des Vertrags auf min- 
destens 10 Vo. Der Rat entscheidet vor dem 30. Juni 
1961, ob am 31. Dezember desselben Jahres in An- 
betracht der Wirtschaftskonjunktur eine zusätzliche 
Herabsetzung um 10 Vo möglich ist. 

2. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft werden spätestens um 31. De- 
zember 1960 die erste Angleichung an den Gemein- 
samen Zolltarif nach dem in Artikel 23 Absatz (1) a) 
und b) des Vertrags festgelegten Verfahren vor- 
nehmen. Der Berechnung wird der um 20 ^/o ge- 
senkte Gemeinsame Zolltarif zugrunde gelegt, wo- 
bei die zur Anwendung kommenden Zollsätze je- 
doch nicht unter den betreffenden Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs gesenkt werden dürfen. 

3. Auf die Waren der Liste G findet das in Ab- 
satz (2) vorgesehene Verfahren Anwendung. Die 
Kommission kann jedoch auf Antrag des betreffen- 
den Mitgliedstaates beschließen, daß die Anglei- 
chung an den Gemeinsamen Tarif bei besonders 
empfindlichen Waren der Liste G auf der Grundlage 
der am 27. März 1960 festgelegten Zölle erfolgt. 


Artikel 2 

1. Unbeschadet der Durchführung der Zollherab- 
setzungen nach Artikel 14 des Vertrags haben die 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen, um die Durchführung der in Artikel 1 Ab- 
satz (1) Unterabsatz 1 und Absatz (2) und (3) ge- 
nannten Maßnahmen spätestens am 31. Dezember 
1960 zu gewährleisten. 

2. In der Bundesrepublik Deutschland darf die An- 
gleichung an den Gemeinsamen Zolltarif nach Arti- 
kel 23 des Vertrags am 31. Dezember 1960 eine Auf- 
hebung der bei einigen Zöllen erfolgten konjunk- 
turpolitischen Senkungen um nur 50 ®/o umfassen. 

Artikel 3 

1. Die dritten Ländern gegenüber eingeräumten 
verschiedenen Zollherabsetzungen sind vorläufiger 
Art. 

2. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft erklärt 
sich bereit, mit den in Frage kommenden Staaten 
im einzelnen zu erörtern, inwieweit ihr Gegenseitig- 
keit eingeräumt werden könnte. 

3. Die Mitgliedstaaten können die nationalen Zoll- 
senkungen in den Grenzen des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs erga omnes ausdehnen, und zwiar unter Be- 
rücksichtigung der Gegenseitigkeit, die von den 
dritten Staaten gewährt wird. Die bereits vorge- 
nommenen Ausdehnungen erga omnes sind eben- 
falls zu berücksichtigen. 

4. Bei den für Anfang 1961 vorgesehenen Zollver- 
handlungen im Rahmen des GATT wird die völlige 
oder teilweise Konsolidierung der bei der Errech- 
nung zugrunde gelegten Senkung von 20 ®/o vorge- 
nommen. 

j A r t i k e 1 4 

j Unbeschadet der Bestimmungen des Vertrags be- 
seitigen die Mitgliedstaaten so bald wie möglich im 
j Rahmen der Verpflichtungen des Allgemeinen Zoll- 
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und Handelsabkommen und unter Berücksichtigung 
der einschlägigen Empfehlungen des Internationalen 
Währungsfonds die mengenmäßigen Einfuhrbe- 
schränkungen für die Industrieerzeugnisse. 

Auf jeden Fall beseitigt jeder Mitgliedstaat am 
31. Dezember 1961 alle mengenmäßigen Einfuhr- 
beschränkungen für Industrieerzeugnisse der übri- 
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft. 


IL 

Landwirtschaft 

Artikel 5 

1. Die im Vertrag vorgesehenen Maßnahmen, deren 
Durchführung bisher aufgeschoben worden ist, sind 
bis zum 31. Dezember 1960 in Kraft zu setzen. 

2. Die Vorbereitung der gemeinsamen Agrarpolitik 
erfolgt nach Maßgabe des Artikels 38 Absatz (4) des 
Vertrags, und zwar im Hinblick auf deren beschleu- 
nigte Durchführung. 

3. Die Bestimmungen der Artikel 6 und 7 finden 
unbeschadet der Maßnahmen, die sich aus der Durch- 
führung des Vertrags auf dem Gebiet der Landwirt- 
schaft ergeben, am 1. Januar 1961 unter Berücksich- 
tigung nachstehender Modalitäten Anwendung. 

4. Der Rat wird bis zum 31. Dezember 1960 in einer 
oder in mehreren Tagungen über die im Artikel 43 
Absatz (2) des Vertrags genannten Vorschläge für 
die gemeinsame Agrarpolitik beraten, insbesondere 
um auf der Ebene der Gemeinschaft eine erste 
Lösung für die Schwierigkeiten zu finden, die sich 
aus unterschiedlichen Wettbewerbsbedingungen auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft und Ernährung er- 
geben, deren Ursache in der verschiedenartigen all- 
gemeinen Agrarpolitik liegt. 

Der Rat legt zu diesem Zweck den nachstehenden 
Zeitplan für die Arbeiten in bezug auf die gemein- 
same Agrarpolitik fest: 

— - Vorlage der endgültigen Vorschläge der Kom- 
mission bis zum 30. Juni; 

— erste allgemeine Aussprache im Rat bis zum 

31. Juli; ^ 

— nach dieser allgemeinen Aussprache sofortige 
Einsetzung eines besonderen Ausschusses durch 
den Rat zur Vorbereitung seiner Beschlüsse; 

— erster Bericht des besonderen Ausschusses an 
den Rat bis zum 15. Oktober. 

5. Der Rat stellt bis zum 31. Dezember 1960 fest, 
welche Fortschritte in bezug auf die in Absatz (4) 
Unterabsatz 1 genannten Punkte erzielt worden sind. 

Unter Zugrundelegung dieser Feststellung legt 
die Kommission, soweit erforderlich, geeignete Vor- 
schläge zur Durchführung oder zur etwaigen Revi- 
sion der in Absatz (3) genannten Maßnahmen vor. 


Diese Vorschläge, die gemäß Artikel 149 des Ver- 
trags einstimmig geändert werden können, werden 
vom Rat mit der in Artikel 148 Absatz (2) Unter- 
absatz 2 (erste Alternative) genannten qualifizierten 
Mehrheit angenommen. 

Artikel 6 

1 . Hinsichtlich der nicht liberalisierten Agrarerzeug- 
nisse beläuft sich die zusätzliche Senkung auf 5 ®/o, 
und zwar in der Weise, daß die in Artikel 1 Ab- 
satz (1) vorgesehene Senkung der zwischen den 
Mitgliedstaaten geltenden Zölle im Verhältnis zu 
den Ausgangszollsätzen 25 ®/o beträgt. 

2, Die in Artikel 1 Absatz (2) vorgesehenen Maß- 
nahmen bezüglich der Annäherung an den Gemein- 
samen Zolltarif gelten nicht für Agrarerzeugnisse, 
da für diese eine gemeinsame Politik vorgesehen ist. 

Artikel 7 

1. Die gemäß Artikel 33 Absatz (1) des Vertrags 
eröffneten Globalkontingente werden bis zum Ende 
der ersten Stufe jährlich um 20 ^/o gegenüber dem 
Vorjahr aufgestockt. 

2. Alle gemäß Artikel 33 Absatz (2) des Vertrags 
eröffneten Globalkontingente werden für das Jahr 
1961 auf 5,2 Vo der inländischen Erzeugung fest- 
gesetzt. 

3. Für die Erzeugnisse, auf welche die in Absatz (1) 
und (2) genannten Bestimmungen keine Anwendung 
finden, und die Erzeugnisse, für die ein langfristiger 
Vertrag oder ein langfristiges Abkommen noch nicht 
vorliegen, müssen die Mitgliedstaaten Gesamtein- 
fuhrmöglichkeiten gewähren, die der durchschnitt- 
lichen Einfuhr der letzten drei Jahre vor Inkraft- 
treten des Vertrags zuzüglich eines Jahressatzes von 
jeweils 10 ®/o für die Jahre 1959, 1960 und den wei- 
teren Zeitraum bis zum Ende der ersten Stufe ent- 
sprechen. 

4. Die in den Absätzen (1), (2) und (3) genannten 
Maßnahmen gelten nicht mehr, wenn die Mitglied- 
staaten vorbereitende Maßnahmen zur Einführung 
der gemeinsamen Agrarpolitik treffen, welche die 
gegenseitige Abschaffung der mengenmäßigen Be- 
schränkungen und der Zölle umfassen. 


IIL 

Artikel 8 

Dieser Beschluß, der in das Protokoll über die 
Ratstagung aufgenommen wird, ist im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften zu veröffentlichen. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten teilen dem 
Generalsekretär des Rates innerhalb eines Monats 
mit, ob auf Grund ihrer innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften zur Durchführung dieses Beschlusses be- 
sondere Verfahren erforderlich sind; sie unterrich- 
ten ihn gegebenenfalls unverzüglich über den 
Abschluß dieser Verfahren. 

Geschehen zu Brüssel am 12. Mai 1960 
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Anlage (zum Beschleunigungsbeschluß) 


Auf derselben Tagung haben die im Rat ver- 
einigten Mitgliedstaatcn der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft folgende Absichtserklärungen 
angenommen: 

Absichtserklärung über die interne Beschleunigung 

Der Rat bestätigt seine Absicht, die Beschleuni- 
gung der Zeitfolge des Vertrags möglichst rasch 
durchzuführen, und zwar nicht nur auf dem Gebiet 
der Zollunion, sondern gleichzeitig auch in allen Be- 
reichen der wirtschaftlichen Integration. 

Er bekräftigte vor allem seinen Willen, die Durch- 
führung der sozialen Maßnahmen zu beschleunigen, 
die insbesondere die Berufsausbildung der Arbeit- 
nehmer, ihre Freizügigkeit und die Anwendung der 
Regelungen für die soziale Sicherheit auf die am 
unmittelbarsten betroffenen Arbeitnehmergruppen 
sowie die gleichen Löhne für Männer und Frauen 
betreffen. 

Er weist erneut auf seine Absicht hin, auf dem 
Gebiet des Wettbewerbs, des Verkehrs und des Nie- 
derlassungsrechts eine Politik zu verfolgen, die mit 
dem Entwicklungstempo auf den anderen Gebieten 
des Gemeinsamen Marktes Schritt hält. 

Er richtet sein besonderes Augenmerk auf die 
wirtschaftliche Entwicklung des assoziierten über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete und trägt da- 
für Sorge, daß die erforderlichen Maßnahmen ge- 
troffen werden, damit ihnen die Vorteile der Asso- 
ziierung voll und ganz zugute kommen können. 

Er bittet die Kommission, ihm auf diesen verschie- 
denen Gebieten innerhalb von drei Monaten kon- 
krete Vorschläge zu unterbreiten. 

Absichtserklärung über die Außenbeziehungen 

Es liegt im Sinne und in den Absichten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, unter Berücksich- 


tigung der Erfordernisse ihrer internen Entwicklung 
gegenüber den dritten Ländern und insbesondere 
den übrigen europäischen Ländern eine liberale 
Politik zu führen, die deren Besorgnissen Rechnung 
trägt. Der Rat bekräftigt in diesem Zusammenhang 
seine im Bereich vom 24. November 1959 geäußer- 
ten Absichten. 

Die Gemeinschaft ist bereit, Verhandlungen mit 
allen Staaten oder Gruppen von Mitgliedstaaten 
des Ausschusses für Handelsfragen aktiv weiterzu- 
führen. 

In diesem Rahmen müßten die Verhandlungen, 
die insbesondere mit den Mitgliedsländern der Euro- 
päischen Frcihandelsassoziation einzuleiten sind, 
vorzugsweise entsprechend dem Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommen auf die Aufrechterhaltung 
des herkömmlichen Handels zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Ländern 
der Europäischen Freihandelsassoziation und wenn 
möglich auf eine Ausweitung dieses Handels ge- 
richtet sein. 

Eine derartige Zusammenarbeit im Hinblick auf 
einen gegenseitigen Abbau der Handeishemmnisse 
ist mit Rücksicht auf die Grundsätze des Allgemei- 
nen Zoll- und Handelsabkommens anzustreben. Sie 
kann — insbesondere auf dem Zollgebiet — auf 
einer Grundlage angestrebt werden, welche die Bil- 
dung der Zollunion, auf die sich die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft gründet, nicht in Frage, 
stellt. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft weist er- 
neut auf ihren Beschluß vom 24. November 1959 hin, 
in dem sie die Einsetzung eines Kontaktausschusses 
vorgeschlagen hat, der es gestattet, die Entwicklung' 
der Handelsströme zu beobachten und die ge- 
eigneten Mittel zur Behebung der etwa auftretenden 
Schwierigkeiten aufzufinden. Der Ausschuß für Han- 
delsfragen ist mit dieser Frage befaßt. 
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Anlage 3 


Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die zusätzliche Beschleunigung der Verwirklichung der Vertragsziele 


DIE IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER RE- 
GIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN DER EURO- 
PÄISCHEN WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Beschluß der Vertreter der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten vom 12. Mai 1960, 

gestützt auf die Mitteilung der Kommission vom 
12. Mai 1961, 

gestützt auf die Entschließung des Europäischen Par- 
laments vom 29. vluni 1961, 

gestützt auf die Entschließung des Rats vom 4. Juli 
1961 — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST: 
Artikel 1 

1. Unbeschadet der späteren Durchführung der 
Zollherabsetzung nach Artikel 14 des Vertrages set- 
zen die Mitgliedstaaten untereinander für jedes in 
Anhang II des Vertrages nicht genannte Erzeugnis 
mit Wirkung vom 1. Juli 1962 einen Zollsatz in 
Höhe von 50 ^/o des Ausgangszollsatzes fest. 

2. Für die im Anhang zu diesem Beschluß genann- 
ten Erzeugnisse setzen die Mitgliedstaaten unterein- 


ander unbeschadet der späteren Durchführung der 
im Vertrag vorgesehenen Zollherabsetzung mit Wir- 
kung vom 1. Juli 1962 einen Zollsatz in Höhe des 
um 35 ®/o gesenkten Ausgangszollsatzes in Kraft, so- 
fern diese Höhe nicht bereits erreicht ist. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten nehmen für die in Anhang II 
des Vertrages nicht genannten Erzeugnisse die 
zweite Angleichung ihrer cinzelstaatlichen Zolltarife 
an den Gemeinsamen Zolltarif nach Artikel 23 Ab- 
satz (1) Buchstabe c) dos Vertrages am 1. Juli 1963 
vor. 

Artikel 3 

Dieser Beschluß, der im Protokoll über die Tagung 
des Rates niedergelegt ist, wird im Amtsblatt der 
europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten teilen dem 
Generalsekretär des Rats binnen einem Monat mit, 
ob auf Grund ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten zur Durchführung dieses Beschlusses besondere 
Verfahren erforderlich sind; sie notifizieren ihm ge- 
gebenenfalls unverzüglich die Durchführung dieser 
Verfahren. 

Geschehen zu Brüssel am 15. Mai 1962. 


In Artikel 1 Absatz 2 genannte Anlage 


Tarifnr. 


Warenbezeichnung 


Kapitel 01 


Lebende Tiere 


ex 01.01 


ex 01.02 


ex 01.03 


01.04 


Pferde, nicht zum Schlachten, Esel, Maultiere und Maulesel, lebend 
(Unterabsätze A I, A III, B, C) 

Rinder (einschließl. Büffel), lebend, nicht zum Schlachten (Unterab- 
sätze AI, ex A II, ex B) 

Schweine, lebend; reinrassige Zuchttiere (von Hausschweinen), Wild- 
schweine (Unterabsätze A I, B) 

Schafe und Ziegen, lebend 


01.06 


Andere Tiere, lebend 
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Tarifnr. | Warenbezeichnung 

Kapitel 02 Fleisch und genießbarer Schl acht ab fall 

ex 02.01 Fleisch und genießbarer Schlachtabfall, frisch, gekühlt oder gefroren, 
von anderen Tieren als Hausrindern und Hausschweinen (Unterab- 
sätze A I, ex A II, A III b, A IV, B I, ex B II, B III) 

02.04 Anderes Fleisch und anderer genießbarer Schlachtabfall, frisch, ge- 
kühlt oder gefroren 

ex 02.06 Fleisch oder genießbarer Schlachtabfall aller Art (ausgenommen Ge- 
flügellebern), gesalzen, in Salzlake, getrocknet oder geräuchert, aus- 
genommen Fleisch oder Schlachtabfall von Schweinen und Hausrin- 
dern (Unterabsätze A, ex C) 


Kapitel 03 Fische, Krebstiere und Weichtiere 


Kapitel 06 Lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels 

06.02 Andere lebende Pflanzen und Wurzeln, einschließlich Stecklinge und 
Edelreiser 

06.04 Blattwerk, Blätter, Zweige und andere Pflanzenteile, Gräser, Moose und 
Flechten, zu Binde- oder Zierzwecken, frisch, getrocknet, gebleicht, 
gefärbt, imprägniert oder anders bearbeitet, ausgenommen Blüten 
und Blütenknospen der Tarifnummer 06.03 


Kapitel 09 Kaffee, Tee, Mate und Gewürze 


Kapitel 12 Ölsaaten und ölhaltige Früchte; verschiedene Samen und Früchte; 
Pflanzen zum Gewerbe- oder Heilgebrauch; Stroh und Futter 

ex 12.03 Samen, Sporen und Früchte zur Aussaat, ausgenommen Samen von 
anderem Klee als Rotklee (trifolium pratense), Weißkiee (trifolium 
repens), Schwedenklee [Bastard-Klee] (trifolium hybridum), Hopfen- 
klee [Gelbklee] (medicago lupulina) und Alexandrinerklee (trifo- 
lium alexandrinum) und ausgenommen Samen von anderen Gräsern 
als Weidelgras (lolium perenne, lolium multiflorum), Rotschwingel 
(festuca rubra), Wiesen-Lieschgras [Timothe] (phleum pratense) 
und Wiesen-Schwingel (festuca pratensis) (Unterabsätze A, ex B) 

12.05 Zichorienwurzeln, frisch oder getrocknet, auch geschnitten, nicht 
geröstet 

12.06 Hopfen (Blütenzapfen) und Hopfenmehl 

12.07 Pflanzen, Pflanzenteile, Samen und Früchte der hauptsächlich zur 
Riechmittelherstellung oder zu Zwecken der Medizin, Insektenver- 
tilgung, Schädlingsbekämpfung und dergleichen verwendeten Art, 
frisch oder getrocknet, ganz, in Stücken, als Pulver oder sonst zer- 
kleinert 

12.08 Johannisbrot, frisch oder getrocknet, auch als Pulver oder sonst zer- 
kleinert, Fruchtkerne und andere Waren pflanzlichen Ursprungs der 
hauptsächlich zur menschlichen Ernährung verwendeten Art, ander- 
weit weder genannt noch inbegriffen 
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Tarifnr. 


VVarenbezeichniing 


12.09 Stroh und Spreu von Getreide, roh, auch zerkleinert 

12.10 Runkelrüben, Kohlrüben und andere Wurzeln zu Futterzwecken; Heu, 
Luzerne, Klee, Futterkohl, Lupinen, Wicken und ähnliches Futter 


Kapitel 16 | Zubereitungen von Fleisch, Fischen, Krebstieren und Weichtieren 

ex 16.01 Würste und dergleichen, aus Fleisch, aus Schlachtabfall oder aus Tier- 
blut, weder Fleisch noch Schlachtabfall von Schweinen oder Rindern 
enthaltend (Unterabsätze ex A, ex B) 

ex 16.02 Fleisch und Schlachtabfall, anders zubereitet oder haltbar gemacht, 
weder Fleisch noch Schlachtabfall von Schweinen, Rindern oder Ge- 
flügel enthaltend (Unterabsätze ex A II, ex B I, ex B II) 

16.03 Fleischextrakte und Fleischsäfte 

16.04 Fische, zubereitet oder haltbar gemacht, einschließlich Kaviar und 
Kaviarersatz 

16.05 Krebstiere und Weichtiere, zubereitet oder haltbar gemacht 


Kapitel 18 Kakao und Zubereitungen aus Kakao 

18.01 Kakaobohnen, auch Bruch, roh oder geröstet 


18.02 Kakaoschalen, Kakaohäutchen und anderer Kakaoabfall 


Kapitel 22 Getränke, alkoholische Flüssigkeiten und Essig 

22.07 Apfelwein, Birnenwein, Met und andere gegorene Getränke 

22.10 Speiseessig 


Kapitel 23 Rückstände und Abfälle der Lebensmittelindustrie; zubereitetes Futter 

23.01 Mehl von Fleisch, von Schlachtabfall, von Fischen, von Krebstieren 
oder von Weichtieren, ungenießbar; Grieben 

23.03 Ausgelaugte Zuckerrübenschnitzel, Bargasse und Abfälle von der 
Zuckergewinnung; Treber, Schlempen und Abfälle aus Brauereien 
oder Brennereien; Rückstände von der Stärkeherstellung und ähnliche 
Rückstände 

23.04 Ölkuchen und andere Rückstände von der Gewinung pflanzlicher öle, 
ausgenommen öldraß 

Weintrub; Weinstein, roh 

Waren pflanzlichen Ursprungs der als Futter verwendeten Art, ander- 
weit weder genannt noch inbegriffen 

ex 23.07 Futter, melassiert oder gezuckert, und anderes zubereitetes Futter; 

andere Zubereitungen der bei der Fütterung verwendeten Art (z. B. 
Zusatzfutter), weder Getreide noch Erzeugnisse der Tarifnummern 
11.01, 11.02, 11.06, 11.07, 11.09, ex 23.02 A und B enthaltend (Unter- 
absätze A, ex B) 


23.05 

23.06 
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Tarifnr. ' Warenbezeichnung 


Kapitel 45 \ Kork und Korkwaren 

45.01 I Naturkork, unbearbeitet, und Korkabtälle, Korkschrot, Korkmehl 


Kapitel 54 Flachs und Ramie 

54.01 Flachs, roh, geröstet, geschwungen, gehechelt oder anders bearbeitet, 
jedoch nicht versponnen; Werg und Abfälle {einschließlich Reiß- 
spinnstoff) 


Kapitel 57 Andere pflanzliche Spinnstoffe, Papiergarne und Gewebe aus Papier- 
garnen 

57.01 ; Hanf (Cannabis sativa), roh, geröstet, geschwungen, gehechelt oder 

i anders bearbeitet, jedoch nicht versponnen; Werg und Abfälle (ein- 
I schließl. Reißspinnstoff) 
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Schaubild 2 



äilchcn Zollunion 


Befchleunigfe Verwirklichung der Vertragsziele für Waren der 

gewerblichen Wirffchaff 


Bez/pJe/: 

Ausgangs-^o//faft.-10y. 
EWG -iD/iratx r 207. 



*)Befchlußfaffüng c/es Minifherrah noch aus! 
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Anlage 5 


Abrundungs-Regeln 
für die Senkung der Binnen-Zollsätze 
im Deutschen Zolltarif 
zum 1. Juli 1962 

(1) Bei der Senkung der Binnenzölle werden die 
während der Berechnung anfallenden Dezimalbrüche 
nicht gerundet. 

(2) Die im Berechnungs-Ergebnis anfallenden De- 
zimalbrüche werden wie folgt behandelt: 

A. Dezimalbrüche von 0,5 bleiben unverändert (z. B. 

5.5 = 5,5). 

B. Dezimalbrüche, die größer sind als 0,5, werden 
auf 0,5 nach unten abgerundet (z. B. 5,55 = 5,5; 

5.6 -- 5,5; 5,95 = 5,5). 

C. Dezimalbrüche, die kleiner sind als 0,5, werden 
auf volle Zahlen nach unten abgerundet (z. B. 
5,4 = 5; 5,45 = 5). 

(3) Pfennigbeträge, die sich 

a) bei der Umrechnung der Rechnungseinheiten 

oder 

b) bei spezifischen Zollsätzen im Rahmen des 
Abbaus der Binnenzölle 

ergeben, werden bei Zollsatzsenkungen auf 0,05 DM 
abgerundet. 


Berichtigung des Zolltarifs 

In der Tarifnr. 23.07 (Futter, melassiert usw.) erhält der Absatz B (andere) folgende Fassung; 
B- andere: 

I - Hundekuchen 17,5 22 17,5 

II - andere 16 22 16 
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